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RECHT MUSS
RECHT BLEIBEN!

Weißenbach am Lech ist einer jener Gemein-

den, in denen laut Diktion des Verfassungsge-

richtshofes die laufenden Feststellungsver-

fahren in Sachen Agrargemeinschaft völlig 

entbehrlich gewesen wären.� Seiten 2-5, 8-12 
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Die Meinung des Präsidenten
Seit Anfang April dieses 

Jahres waren wir drei Mal 
in den Bezirken, um die 
Bürgermeisterinnen, Bür-
germeister und zum Teil 
Mitarbeiter von Gemein-
den (Amtsleiter, Kassiere) 
zu den Gemeindegutsa-
grargemeinschaften zu 
informieren. Ich will hier 
einmal mehr klar betonen, 
dass wir ausschließlich von 
diesen ca. 300 Gemein-
degutsagrargemeinschaf-
ten reden (dass es aus der 
Behörde und über den 
zuständigen Regierungsre-
ferent auch auf mehrfache 
Nachfrage bis heute keine 
genaue Zahl gibt, ist übri-
gens eine der vielen Gro-
tesken im Zusammenhang 
mit diesem Thema), die 
Agrargemeinschaften im 
Sinne des § 33, Abs. 2 lit. 
c, Z2 des TFLG (Tiroler 
Flurverfassungslandesge-
setz)/LGBl. Nr. 7/2010 
sind. Alle anderen Agrar-
gemeinschaften sind nicht 
im Visier dieser Debatte 
und daher ärgern sich de-
ren Mitglieder zu Recht, 
dass sie in einen zweifel-
haften Ruf kommen.

Bei unserer letzten Be-
zirksrunde Mitte Juli die-
ses Jahres ging es darum, 
den Gemeindemandataren 
und Gemeindemitarbei-
tern eine Anleitung zum 
Anlegen der im Gesetz 
normierten Rechnungs-
kreise I und II und vor 
allen Dingen Hinweise 
zur Aufarbeitung der Ver-
gangenheit zu geben. Das 

heißt, welche Einnahmen 
und Vermögenswerte sind 
der Gemeinde aus den 
Substanznutzungen im 
Sinne des TFLG, der Ti-
roler Gemeindeordnung 
(TGO) und der höchstge-
richtlichen Erkenntnisse, 
die seit dem VfGH-Er-
kenntnis 1982 unmissver-
ständlich (freilich nur für 
jene, die sie verstehen wol-
len) und in Serie ergangen 
sind, zuzurechnen. Hier 
reden wir von Erlösen aus 
Grundverkäufen, von Ein-
nahmen aus Baurechts- 
und Dienstbarkeitseinräu-
mungen, vom Erlös aus 
der Jagdverpachtung und 
natürlich auch vom Er-
lös aus dem Verkauf jenes 
Holzes, das zusätzlich zum, 
den Nutzungsberechtigten 
unbestritten zustehenden, 
Hiebsatz jährlich geschla-
gen wurde und wird. Das 
ist der immer wieder stra-
pazierte Überling. Der 
steht den Gemeinden zu 
und hier unterliegen die 
Agrarbehörde und manche 
hochrangige Landesbe-
amte und Landespolitiker 
bislang gleichermaßen ei-
nem bedauerlichen Irrtum 
(vielleicht will man sich 
auch irren). Zudem wird 
gelegentlich behauptet, die 
Tiroler Gemeindeordnung 
sei im Zusammenhang mit 
den Agrargemeinschaf-
ten völlig irrelevant, sie 
wurde mit den Regulie-
rungsplänen quasi außer 
Kraft gesetzt. Der Bauern-
bundobmann und Landes-
hauptmannstellvertreter 
Anton Steixner hat dies im 
Rahmen eines Gespräches 
unlängst im Brustton der 

Liebe Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, geschätzte Leser
Überzeugung vorgetragen. 
Ich war glatt sprachlos und 
daher folgender Hinweis:

Gemäß § 33 Abs.5 1.Satz 
TFLG 1996 idF LGBl Nr. 
7/2010 ist der Substanz-
wert eines agrargemein-
schaftlichen Grundstückes 
jener Wert, der nach Ab-
zug der Belastungen durch 
die land- und forstwirt-
schaftlichen Nutzungs-
rechte verbleibt. Dass mit 
der in dieser Bestimmung 
enthaltenen Formulierung 
„land- und forstwirtschaft-
liche Nutzungsrechte“ 
(und nicht Nutzungen) nur 
die auf den Eigenbedarf 
und das historische Maß 
beschränkten Nutzungs-
rechte am Gemeindegut 
gemeint sein können, er-
gibt sich schon aus der 
Tatsache, dass die TFLG-
Novelle die Definition des 
Substanzwertes bewusst 
aus der Rechtsprechung 
des Verfassungsgerichtsho-
fes übernommen hat, was 
auch in den erläuternden 
Bemerkungen so bestätigt 
wurde. Schon in VfSlg. 
9336/1982 hat der VfGH 
klargestellt, dass nur jene 
Nutzungsrechte am Ge-
meindegut nicht gegen 
den Gleichheitsgrundsatz 
verstoßen, die schon seit 
mehr als 100 Jahren beste-
hen, dass aber jede Erwei-
terung dieser Nutzungs-
rechte, insbesondere deren 
Verwandlung in Beteili-
gungen an der Substanz 
verfassungswidrig wäre. In 
VfSlg. 18.446/2008 (Mie-

Aufarbeitung der
Vergangenheit

„Die Agrarbehörde und 
manche hochrangige Landes-
beamte und Landespolitiker 
unterliegen bislang gleicher-
maßen einem bedauerlich Irr-
tum. Oder vielleicht will man 
sich auch irren.“

Überling gehört 
den Gemeinden



Grundstücke des Gemein-
deguts anwendbar sind, hat 
der Verwaltungsgerichts-
hof schon in seinem Er-
kenntnis vom 11.11.1954, 
VwSlg. 3560A, klargestellt. 
In VfSlg. 9336/1982 und 
VfSlg. 17.660/2005 hat 
der Verfassungsgerichtshof 
überdies ausgesprochen, 
dass der Gemeindegesetz-
geber jedenfalls berechtigt 
und zuständig ist, Rege-
lungen über das Gemein-
degut zu treffen.

Daraus folgt, dass den 
übrigen Agrargemein-
schaftsmitgliedern (also 
allen Mitgliedern außer 
der Gemeinde) niemals 
das Recht zustand, aus den 
(ins Eigentum der Agrar-
gemeinschaften übertra-
genen) Grundstücken des 
Gemeindeguts mehr zu be-
ziehen, als zur Deckung des 
eigenen Haus- und Guts-
bedarfes notwendig war. Es 
ergibt sich somit, dass das 
gesamte Vermögen und 
alle Nutzungen des Ge-

ders) wurde ausgespro-
chen, dass das Erkenntnis 
VfSlg. 9336/1982 (wegen 
der damit geschehenen 
Gesetzesaufhebung) die 
Rechtslage auch für schon 
geschehene Regulierungen 
verändert habe. 

Dazu kommt, dass gemäß 
§ 78 Abs.3 TGO 1949, § 
81 Abs.3 TGO 1966 bzw. 
gemäß § 70 Abs.2 TGO 
2001 die Nutzung des Ge-
meindegutes seit jeher nur 
zur Deckung des eigenen 
Haus- und Gutsbedarfes 
zulässig war und die Regu-
lierungspläne lediglich den 
zum Zeitpunkt der Regu-
lierung bestehenden Haus- 
und Gutsbedarf konkre-
tisieren, jedoch von den 
genannten Bestimmungen 
der Gemeindeordnung 
keine Ausnahme festhal-
ten. Die genannten Be-
stimmungen der Gemein-
deordnung wenden sich 
auch nicht nur an eine Be-
scheid erlassende Behörde, 
sondern unmittelbar an 
die Nutzungsberechtigten 
(vgl. z.B.§ 78 Abs.3 TGO 
1949: „Keinesfalls darf die 
Nutzung des Gemein-
degutes den Haus- oder 
Gutsbedarf einer berech-
tigten Liegenschaft über-
steigen“; § 70 Abs.2 TGO 
2001: „Die Nutzung des 
Gemeindegutes darf den 
Haus- oder Gutsbedarf der 
berechtigten Liegenschaft 
nicht übersteigen“. Apro-
pos: Genau dieser Inhalt 
findet sich schon in der 
TGO 1846 § 75, der TGO 
1866 § 63, der TGO 1928 
§ 128 und in der TGO 
1935 § 115, ist also schon 
seit mehr als 160 Jahren 
gültige Norm. Dass die 
Bestimmungen der Ge-
meindeordnung trotz des 
Flurverfassungsrechtes auf 

Vermögen steht 
den Kommunen zu
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„Den übrigen Agrarge-
meinschaftsmitgliedern außer 
der Gemeinde stand niemals 
das Recht zu, aus den Grund-
stücken des Gemeindeguts 
mehr zu beziehen, als zur 
Deckung des eigenen Haus 
und Gutsbedarfes notwendig 
war.“
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meindegutes, die nicht zur 
Deckung des auf das histo-
rische Maß beschränkten 
Haus- und Gutsbedarfes 
der anteilsberechtigten 
Stammsitzliegenschaften 
nötig sind, der Gemeinde 
zustehen. Nachzulesen ist 
dies im Erkenntnis VfSlg. 
9336/1982 auf den Seiten 
15, 28, 34 und 45. Wenn 
man dies liest, erschließt 
sich glasklar, wohin der 
Überling gehört.

Den Konnex TFLG und 
TGO hat übrigens auch der 
Verwaltungsgerichtshof in 
seinen jüngsten Erkennt-
nissen deutlich dargestellt. 
Wer das Erkenntnis vom 
30.06.2011 (Agrargemein-
schaft Gaicht, Gemein-
de Weißenbach) – etwa 
auf den Seiten 13 und 16 
– liest, stellt fest, dass die 
Diktion des Verfassungs-
gerichtshofes (auch hin-
sichtlich der Teilwälder) 
voll übernommen wird 
und die laufenden Fest-
stellungsverfahren ent-
behrlich sind, weil in fast 
allen Fällen das Vorliegen 
von Gemeindegut längst 
rechtskräftig in den Re-



gulierungsbescheiden der 
Agrarbehörde entschieden 
wurde. Eine Verwaltungs-
orgie, die man aus rechtli-
cher Sicht nicht bräuchte, 
wenn man so will, die aber 
jedenfalls Zeitverzug und 
Anwaltskosten verursacht. 
Ich weise seit bald drei 
Jahren darauf hin, das ist 
dokumentiert.

Die Einnahmen aus 
Substanznutzungen ste-
hen also den Gemeinden 
zu (nur schreckliche Ig-
noranten behaupten un-
verändert das Gegenteil) 
und es stellt sich zwangs-
läufig die Frage nach der 
Höhe. Diese Ziffern wer-
den unweigerlich zu Tage 
treten. Die Gemeinden 
werden nämlich die Ver-
gangenheit aufarbeiten. 
Aus ihrer Verpflichtung 
dem Gemeindevermögen 
gegenüber, weil sie damit 
einen ordentlichen Akt 
zur jeweiligen Gemein-
degutsagrargemeinschaft 
anlegen können und weil 
sonst niemand zuständig 
sein will. Diese Vergangen-
heit beginnt natürlich mit 
der Regulierung (VfGH 
1982 und VfGH 2008 las-
sen grüßen) und nicht erst 
mit dem Inkrafttreten der 
TFLG-Novelle im Febru-
ar 2010. Diese krause The-
orie wird grotesker- aber 
nicht unerwarteter Weise 
in einschlägigen Kreisen 
vertreten. Selbstverständ-
lich werden die Gemein-
den auch die laufenden 
Budgets und Jahresrech-
nungen der Gemeindegut-
sagrargemeinschaften ent-
sprechend begleiten und so 
nicht nur ihrem gesetzli-

chen Auftrag entsprechen, 
sondern die ihnen jährlich 
zustehenden Gelder aus 
den Substanzerträgen für 
die Gemeinde einfordern.

Diese Ziffern werden 
dann zeigen, dass die per-
manenten Darstellungen 
in einem Verlautbarungs-
organ einer Teilorganisa-
tion der Tiroler Volkspar-
tei oder aktuell durch den 
Bauernbundobmann und 
Landeshauptmannstell-
vertreter Anton Steixner 
(„rund 2,7 bis drei Mio. 
Euro aus Substanznutzun-
gen stehen den Gemein-
den zu“ – Tiroler Tages-
zeitung vom 27.07.2011, 
„Was ich mir immer schon 
gedacht habe, wurde durch 
die Auswertung der Ag-
rar-Rechnungsabschlüsse 
bestätigt. Es geht nicht 
um 50 Millionen, sondern 
höchstens um drei Milli-
onen Euro an laufenden 
Einnahmen, die den Ge-
meinden zustehen. Da 
wurden falsche Hoffnun-
gen geweckt!“ – Kronen-
zeitung vom 09.08.2011) 
schlichtweg falsch sind. 

Dazu nur so viel: Der 
Jagdpachterlös, der aus den 
2000 km² „offenkundig 
verfassungswidrig“ (VfGH 
2008) übertragenen 
Grundflächen fließt und 
zur Gänze in die Gemein-
dekassen (VfGH 1982) 
gehört beträgt 3,4 bis 3,8 
Millionen Euro (Übrigens: 
Als Nichtjäger habe ich 
beim Bauernbunddirektor 
Direktor Peter Raggl den 
durchschnittlichen Hek-
tarsatz hinterfragt: Zwi-
schen 17 und 19 Euro, war 
seine Auskunft). Von den 
diversen Schipisten-, Schi-
lift-, Gewerbegebiets- und 
Schottergrubendienstbar-
keiten sowie Grundver-

käufen rede ich hier nicht. 
Auch nicht vom oben er-
wähnten Überling beim 
Holz. Wenn ich die jähr-
lichen Berichte zur Land- 
und Forstwirtschaft in Ti-
rol lese und die im finalen 
Ausarbeitungsstadium 
befindliche Forststrategie 
2020 der Landesforstdi-
rektion vor Augen habe 
und von den dort festge-
haltenen jährlichen Ein-
schlagsmengen ausgehe, 
dann reden wir aber hier 
jedenfalls von einem zwei-
stelligen Millionenbetrag).

Was die Umsetzung der 
Höchstgerichtserkenntnis-
se angeht, kann ich die zur 
Schau getragene Begeiste-
rung nicht teilen. Die Ge-
meinden sehen kein Geld. 
Selbst dort wo Sachwalter 
eingesetzt wurden (Lang-
kampfen, Mieders seit 
März 2011) passiert nichts 
und fallweise bekommt 
eine Gemeinde seitens der 
Gemeinderevision Vor-
würfe, dass sie Geld für 
Rechtsberatung ausgibt. 
Eine weitere Groteske, 
was sage ich, es wird kaf-
kaesk. Die Agrargemein-
schaften als Verwalter des 
Gemeindegutes lassen die 
Gemeinden zappeln. Die 
Gemeinden haben nämlich 
keinen direkten Zugriff auf 
ihr Gemeindegut, die Ag-
rargemeinschaft müsste für 
sie tätig werden und tut es 
nicht. Es ist eingetreten, 
was Bauernbundobmann 
und Landeshauptmann-
stellvertreter Anton Steix-
ner in der Sendung Tirol 
Heute vom 17.07.2008 (an 
diesem Tag wurde das Vf-
GH-Erkenntnis Mieders 

Frage nach Höhe 
der Einnahmen

Die Gemeinden 
sehen kein Geld
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„Die Einnahmen aus Sub-
stanznutzungen stehen den 
Gemeinden zu. Nur schreck-
liche Ignoranten behaupten 
unverändert das Gegenteil.“
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öffentlich) „befürchtet“ 
hat. Wenn die Agrarge-
meinschaften keinen Nut-
zen mehr haben, werden 
sie auch nichts entschei-
den. Es wird zur Blockade 
kommen, so die damalige 
Sorge des Landeshaupt-
mannstellvertreters. 

Das Modell, dass die 
Agrargemeinschaften als 
treuhänderische Verwal-
ter des Gemeindegutes 
tätig werden, funktioniert 
nicht. Der Praxistest hat 
dies deutlich gezeigt und 
daher ist eineinhalb Jah-
re nach dem Inkrafttreten 
der TFLG-Novelle dieser 
Konstruktionsfehler im 
Gesetz zu beheben. Einzel-
fälle ständig durch die Ins-
tanzen bis zu den Höchst-
gerichten zu jagen, ist nicht 
die Lösung. Durch die da-
mit verbundene Beschäf-
tigung von Anwälten wird 
täglich Geld verbrannt 
und Zeit verschwendet. 
Hier braucht es einen ent-
schlossenen Eingriff in das 
Gesetz, hier braucht es 
Klarstellungen. Das ist die 
originäre Aufgabe eines 
Gesetzgebers. Gerichtser-

kenntnisse verwalten kann 
ein pfiffiger Beamter, dazu 
braucht es keinen Landtag 
und keine Politik.

Weil alles so mühsam 
und schleppend verläuft, 
orte ich bei vielen Bür-
germeisterinnen, Bürger-
meistern und Gemeinde-
mandataren aber auch bei 
Bürgerinnen und Bürgern 
(rund die Hälfte der Ti-
rolerinnen und Tiroler 
betrifft übrigens dieses 
Thema, sie leben in Ge-
meinden mit Gemeinde-
gutsagrargemeinschaften) 
Frustration und mitunter 
Zorn. Auch ich kippe gele-
gentlich in diese Gemüts-
lage, jedoch nur kurz. Ich 
vergegenwärtige mir dann 
bisweilen ein Interview, das 
der Altbürgermeister Er-
win Aloys von Ischgl (einer 
betroffenen Gemeinde) im 
Jahre 1981 (man beachte 
die Jahreszahl) dem Wirt-
schaftsmagazin Contakt 
gegeben hat. Er sagt un-
ter anderem. „Ich werde 

mein Leben in dem Be-
wusstsein zu Ende führen, 
dass hier krasses Unrecht 
an den Gemeindebürgern 
und an ihrem ehemaligen 
Gemeinbesitz begangen 
wurde. Ich kann es trotz 
allem einfach nicht be-
greifen, dass es Recht und 
Gesetz sein soll, dass eine 
Gemeinde total enteignet 
wird und dass es bei uns 
Bürger zweiter Klasse ge-
ben soll. Das alles wird sich 
eines Tages rächen, weil ein 
derartiges Unrecht nicht 
Bestand haben kann.“ Der 
Mann war übrigens Hüt-
tenwirt, Schilehrer und 
Bergführer, kein Jurist.

Wir sind knapp vor der 
Ziellinie und ich weiß, dass 
Recht haben und Recht 
bekommen zweierlei ist, 
aber um es mit Marie von 
Ebner Eschenbach zu sa-
gen: Der Zweifel am Sieg 
entschuldigt nicht das 
Aufgeben des Kampfes. 
Ich habe allerdings keine 
Zweifel daran, dass sich 
das Recht durchsetzt.

Herzlichst,
Ernst Schöpf 

Es gibt Frustration 
und großen Zorn
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„Es ist nicht zu begreifen, 
dass es Recht und Gesetz sein 
soll, dass eine Gemeinde total 
enteignet wird und dass es bei 
uns Bürger zweiter Klasse ge-
ben soll.“
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In den vergangenen Mo-
naten war die soziale Situ-
ation der österreichischen 
Bürgermeister/innen im-
mer wieder Gegenstand 
medialer und politischer 
Debatten. „Nach vielen 
Jahren ist es uns immer-
hin gelungen, die gravie-
rendsten sozialrechtlichen 
Nachteile zu beseitigen“, 
sagt Gemeindebund-
Präsident Bgm. Helmut 
Mödlhammer unter Hin-
weis auf das kürzlich vom 
Nationalrat beschlossene 
„Bürgermeister-Paket“. 
„Diese Beschlüsse waren 
nicht nur inhaltlich wich-
tig, weil sie zum Teil dras-
tische Benachteiligungen 
aus dem Weg geräumt 
haben, sie sind vor allem 
deshalb relevant, weil sie 
auch als Zeichen der Wert-
schätzung für die Arbeit 
der Kommunalpolitiker zu 
sehen sind.“

Es sei in den vergange-
nen Jahren problematisch 
gewesen, geeignete Per-
sönlichkeiten für dieses 
Amt zu gewinnen, sagt 
Mödlhammer. „Wir wol-
len ja schließlich auch 
nicht irgendwen, sondern 
nach Möglichkeit jene 
Menschen, die für dieses 
Amt am besten geeignet 
sind.“ Unter den bisheri-
gen Rahmenbedingungen 
habe man sich in vielen 
Gemeinden jedoch reihen-
weise Absagen geholt. 

„In den letzten 10 bis 
15 Jahren hat sich das Be-

rufsbild der Bürgermeister 
erheblich verändert“, er-
klärt Mödlhammer. „Die 
Zeiten, in denen man 
dieses Amt mit ein paar 
Eröffnungen und Stamm-
tischbesuchen verbunden 
hat, sind lange vorbei. Die 
heutigen Anforderungen 
an Bürgermeister/innen 
erfordern ein hohes Aus-
maß an Managementkom-
petenz. Ein Ortschef hat 
ein Budget zu erstellen, es 
einzuhalten, er ist für die 
Planung und Durchfüh-
rung von Projekten zu-
ständig, er hat Mitarbeiter 
zu führen, Beteiligungen 
zu verwalten und auf re-
gionaler Ebene die Inte-
ressen seiner Gemeinde 
in diversen Verbänden zu 
vertreten. Außerdem soll 
er nach Möglichkeit auch 
noch Finanzexperte sein, 
u.v.m.. Das ist ein Bündel 
an Herausforderungen, das 
den Bürgermeister/innen 
hohen Einsatz abverlangt. 
Im Schnitt werden allein 
für das Amt zwischen 30 
und 40 Wochenstunden 
aufgewandt.

Ein weiteres wichtiges 

Thema in diesem Zusam-
menhang seien die Haf-
tungsverantwortungen der 
Bürgermeister. „Wir leben 
inzwischen in einer Ge-
sellschaft, in der es für alles 
immer einen Schuldigen 
geben muss. Die Anzahl 
der Amtshaftungsklagen 
gegen Gemeinden, aber 
auch gegen Bürgermeister/
innen persönlich nimmt 
ständig zu. Wenn Bau-
stellen mit Schildern einer 
falschen Reflektorstufe 
abgesichert werden, dann 
steht man als Ortschef mit 
einem Fuß praktisch schon 
im Kriminal“, weiß der 
Gemeindebund-Chef.

Die maßgebliche Verän-
derung, so Mödlhammer, 
sei also, dass man nicht 
mehr vom Amt des Bürger-
meisters, sondern vielmehr 
vom Beruf des Bürger-
meisters sprechen müsse. 
„Das ist ein entscheidender 
Unterschied, der auch dazu 
führt, dass im Zentrum des 
eigenen Lebens die Aufga-

Was leisten die Gemeindechefs 
und was bekommen sie dafür?

Veränderung
im Berufsbild

„Nach vielen Jahren ist es 
endlich gelungen, die gra-
vierendsten sozialrechtlichen 
Nachteile für Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister zu 
beseitigen.“

„Es ist in den vergangenen 
Jahren zunehmend proble-
matisch gewesen, geeignete 
Persönlichkeiten für das Bür-
germeisteramt zu finden.“

Bürgermeister ist 
längst ein Beruf
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„Was die soziale Absiche-
rung von Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern angeht, 
haben wir immer noch einige 
Aufgaben zu erledigen.“

be als Bürgermeister steht 
und oft nicht mehr der 
zivile Beruf. Zunehmend 
können die Bürgermeister/
innen daher auch ihre zivi-
len Berufe nur noch kaum 
oder stark eingeschränkt 
ausüben.“

„Wir haben uns dazu 
entschlossen, von PwC 
eine Untersuchung durch-
führen zu lassen, um zu 
klären, wie das Verhältnis 
zwischen Berufen in der 
Privatwirtschaft mit ver-
gleichbarer Verantwortung 
wie in der Gemeindepoli-
tik ist“, so Mödlhammer. 
„Wir wollten wissen, wo 
die Bürgermeister/innen in 
diesem Spektrum ungefähr 
stehen.“ 

 Die Ergebnisse der 
nun vorliegenden Un-
tersuchung überraschen 
Mödlhammer nur wenig, 
zeigen aber sehr deutlich 
auf, dass die heimischen 
Bürgermeister keines-
wegs überbezahlt seien. 
„Mit Ausnahme der gro-
ßen Städte sind die Ein-
kommensunterschiede 
zwischen Bürgermeistern 
und Geschäftsführern ver-
gleichbarer Ebenen in der 
Privatwirtschaft gewaltig 
groß“, so Mödlhammer. 
„Ein Bürgermeister einer 
kleineren Gemeinde ver-
dient im Schnitt die Hälf-
te des Grundeinkommens 
eines Geschäftsführers 
mit ähnlich vielen Mitar-
beitern. Noch größer wird 
die Schere, wenn man die 
Erfolgsbestandteile beim 
Gehalt der Geschäftsfüh-
rer einberechnet.“ 

Mit zunehmender Grö-
ße gleichen sich die Ge-
hälter einigermaßen an. 
„Wobei die Bürgermeister 
von Graz oder Linz auch 
immer noch um ein Viertel 

weniger verdienen als die 
Geschäftsführer oder Vor-
stände der gleichen Ebe-
ne.“ 

Für die Zukunft wünscht 
sich Mödlhammer nun 
zweierlei: „Zum einen 
haben wir in der sozia-
len Absicherung immer 
noch einige Aufgaben 
zu erledigen. Das betrifft 
u.a. Dinge wie Karenzre-
gelungen, Mutterschutz 
oder Pflegefreistellungen. 
Zum anderen könnte ich 
mir vorstellen, dass wir ein 
Modell erarbeiten, das Bo-
nuszahlungen im Erfolgs-
fall vorsieht. Dazu bedarf 
es klarer Kriterien, die wir 
gemeinsam mit der Wirt-
schaft erarbeiten wollen. 
Bürgermeister, die ihre 
Gemeinden gut führen, 

sollen dafür auch belohnt 
werden, dieses System der 
Erfolgsprämien ist in der 
Privatwirtschaft auf dieser 
Ebene eine Selbstverständ-
lichkeit. Hier geht es auch 
darum, Anreize zu schaf-
fen, dass erfolgshungrige 
Menschen die Übernahme 
dieses Amtes nicht vorweg 
schon ablehnen.“ Der Ge-
meindebund werde dies-
bezüglich eine Arbeitsge-
meinschaft mit Vertretern 
der Wirtschaft einrichten, 
um mögliche Kriterien für 
solche Regelungen zu erar-
beiten. „In Vorarlberg gibt 
es schon derartige Varian-
ten, dort gibt es Erfolgs-
prämien, die z.B. an den 
Erfolg der Gemeinde im 
Tourismus gekoppelt sind“, 
so Mödlhammer.
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Der Verwaltungsgerichts-
hof hat weitere wichtige 
Schritte im Sinne der Ge-
meinden gesetzt und die Wei-
chen für noch offene Verfahren 
gestellt.

Der Verwaltungsge-
richtshof (VwGH) hat am 
30.06.2011 in mehreren 
Entscheidungen zur Frage 
der Gemeindegutsagrar-
gemeinschaften weitere 
wichtige Schritte im Sin-
ne der Gemeinden gesetzt 
und die Weichen für zu-
künftige und noch offene 
Verfahren gestellt.

Bekanntlich erfolgte 
vor Jahrzehnten in vie-
len Tiroler Gemeinden 
ein verfassungswidriger 
Übergang des Eigentums 
am Gemeindegut von der 
Gemeinde an die Agrar-
gemeinschaft. Der Verfas-
sungsgerichtshof (VfGH) 
hat in den Jahren 1982 
und 2008 (AG Mieders - 
VfSlg 18.446/2008) seine 
Rechtsansicht bekräftigt, 
wonach diese rechtswid-
rigen Übertragungen die 
Zuordnung des Substanz-
wertes an die Gemeinden 
nicht beseitigen konnten.

Das Land Tirol musste 
reagieren und hat darauf-
hin durch eine Novelle des 
Tiroler Flurverfassungs-
landesgesetzes (TFLG) 
unter anderem die Bestim-
mung des § 33 Abs. 2 lit. c 
Z 2 TFLG 1996 geschaf-
fen. Danach sind Grund-
stücke auch dann Gemein-
degut, wenn sie vormals im 
Eigentum einer Gemeinde 
gestanden sind, durch Re-
gulierungsplan ins Eigen-
tum einer Agrargemein-
schaft übertragen wurden, 
vor dieser Übertragung der 
Deckung des Haus- und 
Gutsbedarfes von Stamm-

sitzliegenschaften gedient 
haben und nicht Gegen-
stand einer Hauptteilung 
waren.

Die Agrargemeinschaf-
ten haben nun so argu-
mentiert, dass vor der Re-
gulierung zwar Gemeinden 
(Fraktionen) im Grund-
buch gestanden sind, da-
mit wären aber nicht die 
politischen Gemeinden, 
sondern die Gemeinschaft 
der Nutzungsberechtigten 
(also die AG-Mitglieder 
selbst) gemeint gewesen. 
Das Gemeindegut gehö-
re daher in Wahrheit den 
Mitgliedern der Agrarge-
meinschaften persönlich. 
Dies sei auf Fehler bei der 

Grundbuchanlegung an-
fangs des 20. Jahrhunderts 
zurückzuführen und ergä-
be sich auch aus Urkunden, 
die bis weit ins 19. Jahr-
hundert und noch weiter 
zurück reichen.

VfGH wie auch VwGH 
verwerfen „historische Ar-
gumente“

Bereits der VfGH hat 
sich mit diesen geschichtli-
chen Abhandlungen nicht 
wirklich befasst und Ende 
2010 gemeint, dass es in 
erster Linie nur auf die Ei-
gentumsverhältnisse zum 
Zeitpunkt der Regulierung 
ankomme, die zu prüfen 
wären. Dabei müsse aber 

Verwaltungsgerichtshof stärkt 
Gemeinden in der Agrarfrage
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Als gemeinnütziger Wohnbauträger wurden bereits in über 100 Gemeinden Tirols 
attraktive Wohnanlagen und Reihenhäuser errichtet. Für künftige Wohnobjekte 
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der Grundbuchstand nicht 
zwingend richtig sein. Dies 
haben die Agrargemein-
schaften als Strohhalm 
angesehen, und sie haben 
darauf gehofft, dass der 
Verwaltungsgerichtshof  
doch noch eine Prüfung ih-
rer historischen Urkunden 
zulässt. Dem wurde jedoch 
nunmehr vom VwGH ein 
jähes Ende gesetzt. Er hat 
in 15 Fällen die histori-
schen Argumente der Ag-
rargemeinschaften jetzt 
wohl endgültig verworfen. 

Aus den Entscheidungen 
des VwGH ergeben sich 
für mich einige wichtige 
Folgerungen:

1. Keine Verjährung und 
Ersitzung am Gemeinde-
gut

Eine Verjährung der An-
teilsrechte der Gemeinde 
bzw. eine Ersitzung der 
Agrargemeinschaft im 
Umfang des Rechtes an der 
Substanznutzung kommt 
laut VwGH nicht in Frage, 
dieser Einwand der AG ist 
vom Tisch.

2. Der Regulierungsplan 
entscheidet

Ob Gemeindegut nach 
TFLG 1996 vorliegt, ist 
vor allem anhand der vor 
Jahrzehnten durch Re-
gulierungsplan erfolgten 
Eigentumsübertragungen 
von der Gemeinde an die 
AG zu beurteilen. Das 
TFLG kannte einerseits 
agrargemeinschaftliche 
Grundstücke, die von allen 
oder von gewissen Mitglie-
dern einer Ortsgemeinde 

(Ortschaft oder Ortsteile) 
benutzt werden (z.B. § 36 
Abs. 1 lit. b TFLG 1952).

Davon zu unterscheiden 
war aber auch schon früher 
das einer gemeinschaftli-
chen Benutzung nach den 
Bestimmungen der jeweils 
geltenden Gemeindeord-
nung unterliegende Ge-
meindegut (z.B. § 36 Abs. 
2 lit. d TFLG 1952).

Es ist also in allen Fäl-
len darauf zu achten, nach 
welcher Bestimmung der 
Regulierungsplan die ag-
rargemeinschaf t l ichen 
Grundstücke qualifiziert 
hat. In den meisten Fällen 
wurden diese Grundstücke 
als solche nach § 36 Abs. 
2 lit. d TFLG 1952 (oder 
Nachfolgebestimmungen 
im TFLG 1969 und 1978) 
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qualifiziert und damit das 
(zuvor bestehende) Eigen-
tumsrecht der politischen 
Ortsgemeinde (Fraktion) 
festgestellt. Daraus folgt, 
dass der Substanzwert an 
solchen Grundstücken 
der Gemeinde zukommt. 
Solche Grundstücke sind 
daher Gemeindegut nach 
dem aktuellen TFLG 1996.

Hingegen liegt im-
mer dort, wo im Regu-
lierungsplan das Regu-
lierungsgebiet als ein 
agrargemeinschaftliches 
Grundstück nach § 36 Abs. 
1 lit. b TFLG 1952 darge-
stellt wird, kein Gemeinde-
gut vor, hier handelt es sich 
laut Verwaltungsgerichts-
hof um ein Gut einer Ge-
meinschaft von Nutzungs-
berechtigten.

Für die noch nicht ent-
schiedenen Fälle ist da-
her die Qualifizierung des 
Regulierungsgebietes im 
Regulierungsplan von ent-
scheidender Bedeutung. 
Davon kann nur dann ab-
gegangen werden wenn es 
„aufgrund der Besonder-
heit des Sachverhaltes klar 
auf der Hand liegt“, dass 
sich die damalige Agrar-
behörde bei der Qualifizie-
rung als Gemeindegut im 
Ausdruck vergriffen und 
eine irrtümliche Qualifika-
tion vorgenommen hat (ein 
so genannter offenkundiger 
Fehler). 

3. Wenn Gemeindegut 
vorliegt, dann handelt es 
sich ausnahmslos immer 
um Gemeindegut der poli-
tischen Gemeinde (Frakti-
on) im Sinne der Gemein-
deordnungen.

4. Überling, Rücklagen 

und Jagdpacht stehen den 
Gemeinden zu)

Durch die (verfassungs-
widrigen) Eigentumsüber-
tragungen am Gemeinde-
gut haben die Gemeinden 
zwar das zivilrechtliche Al-
leineigentum verloren, aber 
laut VfGH hat sich das 
Eigentumsrecht der Ge-
meinde in ein Anteilsrecht 
an der Agrargemeinschaft 
verwandelt. Der Anteil der 
Gemeinde stellt sich als 
„Surrogat ihres ursprüng-
lichen (durch Regulierung 
beseitigten) Alleineigen-
tums“ dar. Dieses Anteils-
recht der Gemeinde ist 
inhaltlich mit dem Recht 
auf die Verfügung über den 
Substanzwert gleichzuset-
zen.

Nunmehr hat auch der 
VwGH diese Ansicht be-
stätigt und ausgeführt, dass 

das Anteilsrecht der Ge-
meinde das Recht zur Nut-
zung der Substanz bedeu-
tet. Der Substanzwert eines 
agrargemeinschaftlichen 
Grundstückes ist jener 
Wert, der nach Abzug der 
Belastung durch die land- 
und forstwirtschaftlichen 
Nutzungsrechte verbleibt. 
Der über die Summe der 
Nutzungsrechte hinausge-
hende Substanzwert des 
Gemeindegutes steht da-
her der Gemeinde zu.

Damit ist aus meiner 
Sicht eindeutig klargestellt, 
dass alle über die Nut-
zungsrechte der Mitglie-
der, somit über den Recht-
holzbezug hinausgehenden 
Nutzungen und Erträge 
der AG den Gemeinden 
zustehen, somit auch der 
holzwirtschaftliche Über-
ling, der Jagdpachtzins 
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und auch die vorhandenen 
Rücklagen.

5. Neuregulierungen sind 
unvermeidbar

Der VwGH stellt klar, 
dass das Substanzrecht der 
Gemeinde als Anteil an 
der Agrargemeinschaft zur 
Geltung gebracht werden 
können muss. Bereits der 
VfGH hat dies 2008 zum 
Ausdruck gebracht und 
gemeint, die Agrarbehörde 
hätte wegen der zahlrei-
chen Veränderungen der 
Substanz und Ausweitung 
der Nutzungen seit der Re-
gulierung schon längst die 
Änderung der Verhältnisse 
von Amts wegen aufgrei-
fen müssen.

Daraus ergibt sich für 
mich zwingend, dass die 

Landesbehörden nicht 
umhin kommen werden, 
alle Gemeindegutsagrar-
gemeinschaften neu zu 
regulieren und das wahre 
Anteilsrecht der Gemein-
den anhand des Eigentums 
am Gemeindegut und am 
sonstigen Gemeindever-
mögen (Surrogate des Ge-
meindeguts, wie Erlöse aus 
Grundverkäufen, Ersatz-
anschaffungen etc.) festzu-
stellen.

6. Überprüfung Haus- 
und Gutsbedarfes ist not-
wendig

Im Zuge der gebotenen 
Neuregulierungen sind alle 
Mitgliedschaftsrechte neu 
festzustellen und insbeson-
dere auch einer Bedarfs-
prüfung zu unterziehen. 
Dort, wo der Haus- und 

Gutsbedarf weggefallen 
ist, sind die entsprechen-
den Nutzungsrechte am 
Gemeindegut erloschen 
und in den neuen Regu-
lierungsplan nicht mehr 
aufzunehmen. Dies erhöht 
natürlich entsprechend 
den Anteil der Gemeinde.

Eine Evaluierung des 
Haus- und Gutsbedarfes 
aller Mitglieder ist übri-
gens auch bei Haupttei-
lungen zwingend notwen-
dig. Ich appelliere an alle 
Bürgermeister, sich vor 
dem Einlassen auf eine 
Hauptteilung sehr genau 
bei kompetenter Quelle 
zu erkundigen, was da auf 
die Gemeinde zukommen 
kann. 

7. VwGH bestätigt Ein-
satz der Bürgermeister



Durch die vorliegen-
den Erkenntnisse der 
Höchstgerichte wird auch 
eindrucksvoll bestätigt, 
dass sich die Bürgermeis-
ter und Gemeinderäte zu 
Recht nicht auf irgend-
welche „Vereinbarungen“ 
eingelassen haben, obwohl 
ihnen das von höchster 
Landesstelle empfohlen 
wurde. Die in der Tiroler 

Gemeindeordnung ste-
hende Pflicht zur best-
möglichen Vermögens-
verwaltung muss auch 
konsequent fortgesetzt 
werden, weshalb auch kei-
ne „faulen Kompromisse“ 
bei den Zuteilungen ein-
zelner Positionen in die 
Rechnungskreise I und II 
eingegangen werden dür-
fen.

059 060 700✆
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Jeder Pflegeplatz kostet viel 
an Errichtung und an lau-
fenden Kosten

Die Errichtung eines 
einzigen Pflegeplatzes in 
einem Heim kostet den 
Gemeinden € 130.000,- 
an Errichtungskosten. Der 
Beitrag an Mindestsiche-
rung kostet dem Land und 
den Gemeinden jährlich 
ca. € 10.000,-. Jedes nicht 
benötigte Pflegebett spart 
den Gemeinden daher 
viel Geld. Eine Verringe-
rung des Bedarfs an Pfle-
gebetten ist nachweisbar 
möglich! Es gibt in der 
Zwischenzeit zahlreiche 
Modellprojekte, die das 
belegen.

Beim Betreuten Wohnen 
entstehen für die Gemein-
den keine Errichtungskos-
ten

„Wenn ich schon nicht 
mehr daheim wohnen 
kann, dann möchte ich 
wenigstens in der eigenen 
Gemeinde bleiben, am 
liebsten im Zentrum“ Er-
gebnis einer Zukunftskonfe-
renz

Betreutes Wohnen in der 
eigenen Gemeinde ist eine 
echte Alternative, sie wird 
in Zukunft das Wohnen im 
Altenwohnheim ersetzen. 
Voraussetzung ist aller-
dings, dass nicht nur eine 

barrierefreie Wohnung er-
richtet wird, sondern dass 
dort tatsächlich Betreu-
ung für alle Bedürfnis-
se des Lebens angeboten 
wird, vom Existenziellen 
bis zum Spirituellen. Er-
fahrungswerte zeigen, dass 
weniger als 3% der Bewoh-
nerinnen und Bewohner 
einer Betreuten Wohnung 
in ein Pflegeheim übersie-
deln müssen.

Aufbau des Ehrenamtes, 
das große Potenzial in den 
Gemeinden

Die Fa. „DASTA – Lö-
sungen für Generationen“ 
aus Innsbruck baut in den 
Tiroler Gemeinden Eh-
renamt auf, damit die be-
treuten Wohnungen auch 
tatsächlich betreut werden. 
Nur so werden die Bewoh-
ner angehalten, sich aktiv 
am Gemeinschaftsleben zu 
beteiligen und gesund und 
fit zu bleiben. Gleichzeitig 
werden die Ressourcen und 
Potenziale des Alters ge-
nützt und gezielt gefördert. 
Die Menschen haben eine 
sinnvolle Beschäftigung 
und stiften einen Nutzen 
für die Gemeinschaft.

Der „Kümmerer“ – Dreh-
scheibe und Angelpunkt

Damit die in den Ge-
meinden bereits vorhan-

denen Angebote auch 
tatsächlich genützt wer-
den, bedarf es einer auf 
den einzelnen Fall abge-
stimmten Vernetzung der 
Leistungen. Es empfiehlt 
sich daher, eine konkrete 
Ansprechperson für jede 
ambulante Betreuungssi-
tuation zu haben, die sich 
um den „Fall“ kümmert, 
also eine Art persönlich in-
dividuelles „Casemanage-
ment“. Die Qualität dieses 
„Kümmerers“ misst sich 
an der Fähigkeit, die per-
sönliche Beziehung unter 
den Beteiligten und zum 
betroffenen Menschen zu 
pflegen und zu fördern. 
Die Qualität der Bezie-
hungen ist maßgebend für 
die Akzeptanz der unter-
schiedlichen Unterstüt-
zungsmöglichkeiten.

Lokale Agenda 21 – Die 
Unterstützung des Landes 
für die Gemeinden

Die koordinierte Ent-
wicklung der Altenarbeit 
in den Gemeinden kann 
in Tirol im Rahmen der 
Lokalen Agenda 21 als 
Gemeindeentwicklungs-
prozess  durchgeführt 
werden. Die Fa. „DASTA 
– Lösungen für Genera-
tionen“ leitet kompetent 
solche Entwicklungspro-
zesse zum Thema „Leben 
und Wohnen im Alter“. 
Das Land Tirol fördert die 
Prozessbegleitungskosten 
mit einer Summe von bis 
zu 75%. In einigen Ge-
meinden wie zum Beispiel 
in Jochberg und im oberen 
Stanzertal wurden bereits 

Kostengünstige Lösungen für 
das Alter in den Gemeinden

Das Pflegegeld ist bis 2014 gesichert. Der Ausbau der 
Strukturen steht  aber vielerorts noch ins Haus. Weni-
ger Bedarf an Pflegebetten ist die Voraussetzung für die 
Finanzierbarkeit der Altenbetreuung. Durch das 2-Säu-
len-Modell können viele Langzeitpflegeplätze und da-
mit viel Geld gespart werden.

Kurt Dander
Anton Stabentheiner
LA21 Prozessbegleiter

Die „DASTA-Fibel für 
zukunftsorientierte Al-
tenarbeit“ erhalten Sie 
kostenlos bei:
DASTA -  Lösungen für 
Generationen
Ing. Sigl-Str. 20
6020 Innsbruck
Email: office@dasta.at 
Tel. 0512-93 79 43
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erfolgreich diesbezügliche 
Projekte gestartet.

„So wie wir uns heute bet-
ten, so liegen wir morgen.“

Es gibt also eine Reihe 
von Möglichkeiten, den 
zukünftigen Bedarf an 
Langzeitpflegebetten zu 
reduzieren. Dafür ist es 
erforderlich, bisherige An-
sätze zu überdenken und 
speziell auf die Gemeinde 
abgestimmte Lösungen zu 
entwickeln. Das geht am 

besten unter Einbindung 
der Bevölkerung und im 

Von positiven Lösungen 
für ein lebenswertes Leben 
und Wohnen im Alter pro-
fitieren wir alle, denn wir 

„Jüngeren“ sind morgen 
die „Kunden“ der Struktu-
ren, die wir heute schaffen. 
Man kann sagen: So wie 
wir uns heute betten, so lie-
gen wir morgen. 

Das 2-Säulen-Modell ist die Basis für eine zukunftsorientierte Altenarbeit in den Gemeinden. Damit können 
viele Pflegebetten und gleichzeitig viel Geld gespart werden. Die Bürger erhalten professionelle Hilfe für die 
Pflege ihrer Angehörigen zu Hause. Ehrenamtliche unterstützen die bestehenden Strukturen und die Betreuung 
daheim. Ein Kümmerer übernimmt das Casemanagement und  baut das Betreuungsteam rund um den Betroffe-
nen auf.� Quelle: DASTA Lösungen für Generationen

Die Kompetenz von DASTA ist die Entwicklung 
von individuellen und zukunftsweisenden Lösungen 
für die Dorfgemeinschaft. Im Gemeinde-Auftrag 
erheben wir anhand der Bedürfnisse der zuständi-
gen Politiker und der betroffenen Einwohner den 
Bedarf an generationenübergreifenden Lösungen, 
erarbeiten und begleiten Projekte und fördern das 
Potenzial der Ehrenamtlichen in der Gemeinde.
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89 Projekte wurden ein-
gereicht, neun von der in-
ternational besetzten Jury 
mit der Auszeichnung des 
Landes Tirol für Neues 
Bauen bedacht. Der Blick 
auf die Liste der Preisträ-
ger zeigt einmal mehr, wie 
wichtig das Engagement 
öffentlicher Einrichtungen 
ist, wenn es um qualitätvol-
les und zukunftsweisendes 
Bauen in Tirol geht. Vom 
Kultur- und Veranstal-
tungszentrum KIWI in 
Absam über das Pflege-
zentrum Gurgltal in Imst 
bis zur Sporthalle in Wat-
tens – es sind insbesondere 
die Gemeindeverantwort-
lichen, die öffentlichen 
Bauträger, die in Sachen 
Baukultur Maßstäbe set-
zen und dadurch das Be-
wusstsein für funktionale 
und baukünstlerisch an-
spruchsvolle Architektur in 
der Bevölkerung stärken.

Der baukulturelle An-
spruch ist in den letzten 
Jahrzehnten in Tirol stark 
gestiegen, die Offenheit 
für zeitgemäße Architek-
tur hat deutlich zugenom-
men und zwar – wie auch 
die eingangs genannten 
Beispiele zeigen – im ge-
samten Land. Damit ist 
ein gutes Fundament für 
weitere Anstrengungen in 
Sachen qualitätvolles Bau-
en geschaffen – wie etwa 
die Einsetzung von Gestal-
tungsbeiräten.

„Tirol hat eine sehr hohe 
Wettbewerbskultur. Die 
Ergebnisse der Architek-
turwettbewerbe bei oft 
sehr anspruchsvollen Auf-
gabenstellungen zeigen, 

wie groß die Palette an 
funktionalen und architek-
tonischen Lösungen ist“, 
so Hanno Vogl-Fernheim, 
Sektionsvorsitzender der 
Architekten in Tirol und 
Vorarlberg. Bei der Durch-
führung der Wettbewerbe 
steht den politisch Ver-
antwortlichen neben der 
Dorferneuerung des Lan-
des Tirol auch die Kam-
mer der Architekten und 
Ingenieurkonsu lenten 
für Tirol und Vorarlberg 
zur Seite. Zudem hat die 
Kammer seit letztem Jahr 
einen eigenen Konsulen-
ten, der Bauherrn bei di-
versen Wettbewerbsfragen 
kostenlos berät. Hier auch 
dezidiert private Bauherrn 
anzusprechen, sieht die 
Interessensvertretung als 
ersten Schritt in Richtung 
einer umfassenderen, einer 
ganzheitlicheren Beratung. 
„Der Charakter eines Or-
tes wird maßgeblich durch 
Privatbauten bestimmt. Es 
geht darum, die Leute da-
für zu sensibilisieren, dass 
jedes Bauwerk das Ortsbild 
mitprägt und zwar nach-
haltig“, erklärt Vogl-Fern-
heim. Tatsache ist: Nur 
ein relativ kleiner Teil der 
Bauvorhaben, nämlich die 
öffentlichen, werden über 
Architekturwettbewerbe 
abgewickelt. In Vorarlberg 
haben viele Gemeinden 
bereits vor Jahren Gestal-
tungsbeiräte installiert und 
sehr gute Erfahrungen da-
mit gemacht. So verfügt 
etwa die kleine Gemeinde 
Zwischenwasser im Bezirk 
Feldkirch seit 1992 über 
einen eigenen Fachbeirat 

für Architektur und Ge-
meindeentwicklung. Das 
hat dem 3000-Seelen-
Dorf neben internationaler 
Anerkennung und zahlrei-
chen Architekturpreisen 
2009 auch den Hauptpreis 
beim LandLuft Baukul-
tur-Gemeindepreis einge-
bracht.

Die Gemeinde zeigt 
nicht nur eine konsequen-
te Haltung zur Baukul-
tur, die Gemeindeverant-
wortlichen setzen ebenso 
konsequent auf die Ein-
bindung der Einwohner. 
„Nur mit den Bürgern 
gemeinsam können Pro-
bleme besser und nach-
haltiger gelöst werden“, 
weiß Josef Mathis. Weil 
für den Langzeitbürger-
meister Architektur keine 
Geschmackssache ist, hat 
er vor mittlerweile fast 20 
Jahren die Einrichtung ei-
nes Fachbeirates angeregt, 
der seither die Baubehörde 
berät. Ein gemeinde- und 
architekturpolitischer An-
satz, der auch das Interesse 
des Präsidenten des Tiroler 
Gemeindeverbandes ge-
weckt hat. So haben Han-
no Vogl-Fernheim und 
Ernst Schöpf nun ins Auge 
gefasst, für Gemeindever-
treter und Architekten im 
Herbst eine Exkursion in 
die Vorarlberger Gemein-
de Zwischenwasser zu or-
ganisieren. „Ich bin sehr 
optimistisch, dass ein Er-
fahrungsbericht aus erster 
Hand sehr positive Effekte 
erzielen wird“, so Schöpf. 
Der Termin für die Exkur-
sion wird noch bekannt ge-
geben.� Susanne Gurschler

Baukultur ist auch hierzulande 
keine Frage des Geschmacks

Kammer der Architek-
ten und Ingenieurkon-
sulenten für Tirol und 
Vorarlberg

Sektionsvorsitzender
Hanno Vogl-Fernheim
Rennweg 1
6020 Innsbruck

Tel.  0512 588 335
Fax: 0512 588 335-6
E-Mail: arch.ing.office@
kammerwest.at

Internet:
www.kammerwest.at
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Dieser starke Partner 
sind die Tiroler Raiffei-
senbanken. Sie stehen als 
Ansprechpartner vor Ort 
direkt zur Verfügung und 
kennen die Herausforde-
rungen. Sie sind seit jeher 
mehr als „bloß“ Kreditins-
titute. Sie stehen im Besitz 
der Menschen der Region 
und fördern traditionell 

Mag. Heinrich
Kranebitter
Raiffeisen Kommunal- 
Betreuung Tirol

Er ist für Sie bei al-
len Anfragen bzw. für 
Terminvereinbarungen 
erreichbar unter Telefon 
0512 5305 DW 11235 
bzw. mobil unter
0664 855 26 57 bzw. 
per E-Mail unter
heinrich.kranebitter@
rlb-tirol.at

Sport, Kultur, Soziales.
Speziell für die  Tiro-

ler Gemeinden wurde mit 
der Raiffeisen Kommu-
nal-Betreuung Tirol ein 
umfangreiches Dienstleis-
tungsangebot geschaffen, 
das immer mehr Tiroler 
Gemeinden nutzen.

„Das Gute daran ist, dass 
wir gezielt und speziell auf 

die Bedürfnisse einer Ge-
meinde eingehen können“, 
erklärt Mag. Heinrich Kra-
nebitter von der Raiffeisen 
Kommunal-Betreuung Ti-
rol. „Das Leistungsbündel 
ist so gestaltet, dass wir 
für jeden Bedarf maßge-
schneiderte Lösungen ha-
ben.“

Kostentransparenz und 
Sicherheit sind dabei ele-
mentare und entscheiden-
de Erfolgsfaktoren. Das 
macht für Gemeinden jede 
Investition kalkulier- und 
langfristig finanzierbar. 

Mit einem starken Partner alle 
Herausforderungen meistern

Gemeinden stehen vor gewaltigen Herausforderun-
gen für die Zukunft. Infrastrukturmaßnahmen, z. B. das 
Wege-, Kanal- und Beleuchtungsnetz, Baumaßnahmen 
und die „Alterspyramide“ stellen Anforderungen. Die-
se  Probleme lassen sich gemeinsam mit einem starken 
Partner bewältigen.

Mit dem Baulandreservemodell können Flächen bereit-
gestellt werden, ohne das Gemeindebudget zu belasten. 
Die Möglichkeiten für die Gemeinde, Einfluss zu neh-
men, bleiben erhalten. Und auch der Ertrag verbleibt zu 
100 Prozent in der Gemeinde. 

Leistungen

4Innovative Produkte in 
enger Zusammenarbeit 
mit der Raiffeisen Ban-
kengruppe Österreich
4Direkte Beratung der 
Gemeinden
4Kontaktstelle zum Ge-
meindeverband, zur Ge-
meindaufsicht und zum 
Amt der Tiroler Landes-
regierung
4Schnittstelle zu Pro-
duktpartnern (Raiffeisen- 
Leasing, PPP, Raiffeisen 
Versicherung, wrs-Ener-
gie & Unternehmenslö-
sungen und andere)

Gemeinde-Service

4Finanzanalyse & Kom-
munal-Report
4Ausschreibungen von 
Finanzierungen nach 
Bundesvergabegesetz
4Zahlungsverkehr
4Veranlagungen
4Versicherungspakete 
bei Sachversicherungen 
& Vorsorgemanagement

4Zins- und Währungs-
management

Finanzierungen

4Überbrückungskredite
4 Investitionsdarlehen 
(auch mit Zinsabsiche-
rung)
4Kommunalleasing bei 
Gebäuden, Mobilien und 
Fahrzeugen

Energieeffizientes Bauen 
& Sanieren

4Langfristige umsatz-
steueroptimierte und 
energieoptimierte Pro-
jektfinanzierungen sowie 
Mietmodelle 
4Baudienstleistungen, 
Projektkontrolle, Pro-
jektmanagement, Ge-
neralunternehmungen, 
Generalübernehmer (inkl 
Projektfinanzierung)
4Energie-Verbrauchsga-
rantie
4Unterstützung bei den 
diversen Förderungsmög-
lichkeiten

Vorteile
4Frühzeitige, kom-
petente Lösungsvor-
schläge
4Beratung, Entschei-
dung vor Ort
4Ganzheitliche Be-
treuung durch die 
Raiffeisenbank vor Ort
4Innovative Lösun-
gen unter Berücksich-
tung der örtlichen Ge-
gebenheiten
4Lösungen abge-
stimmt mit Gemein-
deaufsicht bzw. Ge-
meindeverband

Grafik: Raiffeisen
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Ja zur Radarüberwachung
Erfreut zeigt sich Ge-

meindebund-Präsident 
Mödlhammer über den 
nun in die Begutachtung 
geschickten Entwurf zur 
Novelle der Straßenver-
kehrsordnung, sieht diese 
doch die Einführung der 
Radarkontrolle für Ge-
meinden vor. 

Mit Freude nahm Ge-
meindebund-Präsident 
Bgm. Helmut Mödlham-
mer gestern die Nachricht 
zur Kenntnis, dass die No-
velle der Straßenverkehrs-
ordnung bezüglich der 
Radarüberwachung durch 
Gemeinden nun zur Be-
gutachtung von Verkehrs-
ministerin Doris Bures 
freigegeben wurde: „Da-
mit wird ein langjähriges 
Anliegen der Gemeinden 
endlich verwirklicht.“ Der 
Entwurf zur Novelle sieht 
vor, dass die Gemeinden 
dazu ermächtigt werden, 
die Geschwindigkeitsmes-
sung mit stationären Ra-
dargeräten an Straßen mit 
besonderem Unfallrisiko 
durchzuführen.

Gerade vor Schulen, 
Kindergärten und ande-

ren neuralgischen Punkten 
wurden Geschwindigkeits-
limits oft nicht eingehal-
ten. Diese Tatsache bewies 
auch das Kuratorium für 
Verkehrssicherheit in sei-
nen Studien. Unkonzent-
riertheit und vor allem die 
zu hohe Geschwindigkeit 
im Ortsgebiet seien Haup-
tursachen für Unfälle auf 
Zebrastreifen.

„Mehr als 80 Prozent der 
Fahrer halten sich nicht 
an Tempo-30-Zonen, die 
Hälfte hält sich nicht ein-
mal an die Beschränkung 
auf 50 km/h im Ortsgebiet. 

Gemeindebund begrüßt Novelle zur Straßenverkehrsordnung

Es geht den Gemeinden 
hier nicht um Abzocken, 
sondern dass an Unfall-
häufungsstellen – vor 
Schulen oder Altenheimen 
beispielsweise – überwacht 
wird“, stellt Mödlhammer 
klar. „In Zukunft werden 
die Gemeinden wieder 
dem Wunsch ihrer Bür-
ger nach Sicherheit auf 
den Straßen nachkommen 
können.“  Auch in einem 
Gespräch mit Innenminis-
terin Johanna  Mikl-Leit-
ner wurde die Vorgangs-
weise  abgestimmt.

Carina Rumpold

Präsident Helmut Mödelhammer: „Es geht darum, 
das Unfallhäufungsstellen überwacht werden.“
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nächsten Schritte quasi au-
tomatisch und werden in 
die einzelnen fachspezifi-
schen Programme (Buch-
haltung, Bauamt usw.) 
medienbruchfrei weiterge-
leitet. Am Ende eines Ver-
fahrens kann das Ergeb-
nis, der Bescheid an den 
Bürger digital signiert und 
über einen elektronischen 
Postweg direkt zugestellt 
werden.  

Im Hintergrund steht die 
Software Easy Documents, 
die bestimmte Kernfunk-
tionen bereits enthält und 
bildet somit einen integra-
tiven Bestandteil der Tirol 
2.0-Vorgehensweise. Der 
KIM-ELAK ist somit ei-
nerseits ein elektronisches 
Archiv, welches allen recht-
lichen Vorgaben in Bezug 
auf Unveränderbarkeit des 
Dokuments entspricht und 
andererseits eine unterstüt-
zende Verfahrenshilfe für 
die Gemeinden.

Die Technik
KIM-ELAK kann so-

wohl auf einem Server der 
Gemeinde, als auch im Da-
tencenter von Kufgem be-
trieben werden. Letzteres 
bietet klare Vorteile für die 
Gemeinde – es muss keine 
teure Hardware gekauft 
werden und die Server ste-
hen 7 Tage, 24 Stunden zur 
Verfügung. 

Das vom ehemaligen 
Wörgler Bürgermeister 
Arno Abler initiierte Pro-
jekt ist auf drei Jahre aus-
gerichtet und verfolgt das 
ambitionierte Ziel, allen 
Tiroler Gemeinden ein 
vollständiges, medien-
bruchfreies und mit den 
Landesbehörden abge-
stimmtes E-Government-
System anzubieten. Der-
zeit läuft eine einjährige 
Pilotphase mit 20 Tiroler 
Gemeinden aller Größen-
ordnungen. Diese erarbei-
ten gemeinsam kommuna-
le Standards, erproben das 
E-Government-System 
erstmals in der Praxis und 
adaptieren dieses nach den 
vorhandenen Anforderun-
gen. 

Wie funktioniert das
Projekt Tirol 2.0?

Hinter jeder Leistung 
einer Gemeinde steht un-
ter Umständen eine Viel-
zahl an Tätigkeiten, die 
aufeinander abgestimmt 
und rechtlich einwandfrei 
durchgeführt werden müs-
sen. Der genaue Ablauf 
und die nötigen Schrit-
te einer Leistung wer-
den durch einen Prozess 
beschrieben – damit ist 
ein Prozess eine Art „Re-
zept in einem Kochbuch“, 
wann welcher Schritt zu 
erfolgen hat, wann welche 
Entscheidung zu treffen ist 

und welche Konsequenzen 
sich daraus ergeben. 

Im Tirol 2.0-Projekt 
werden zehn ausgewählte 
Tätigkeiten in Zusam-
menarbeit mit verschie-
denen Gemeinden durch-
leuchtet und mit deren 
langjähriger Erfahrung 
Verbesserungspotenziale 
und Einsparungsmöglich-
keiten erarbeitet. 

Ziel ist somit, eine not-
wendige Tätigkeit mög-
lichst schnell, optimal und 
rechtlich gesichert durch-
zuführen. Die Ergeb-
nisse werden allen Tirol 
2.0-Teilnehmergemeinden 
zur Verfügung gestellt. 

Was steckt hinter dem 
Projekt Tirol 2.0?

Basis von Tirol 2.0 ist 
der sogenannte Elektro-
nische Akt (auch KIM-
ELAK genannt). Im 
KIM-ELAK werden die 
Prozesse elektronisch ab-
gebildet. Dies bietet eine 
einheitliche Vorgehens-
weise und damit auch die 
notwenige Rechtssicher-
heit für die Gemeinde. Zu 
Beginn steht der elektro-
nische Posteingang. Dabei 
werden die Poststücke so 
weit als möglich gescannt 
und den einzelnen Ab-
teilungen elektronisch 
zur Verfügung gestellt. Je 
nach Verfahren greifen die 

E-Government für Gemeinden: 
Projekt Tirol 2.0 gestartet

Kufgem-EDV
Gesellschaft m.b.H.
Fischergries 2
6330 Kufstein
Tel. 05372 6902
Fax 05372 6902 677
info@kufgem.at
www.kufgem.at

In Tirol gibt es – für Ös-
terreich einzigartig – seit 
Oktober 2010 das Projekt 
Tirol 2.0, das vom Land 
Tirol getragen und vom 
Tiroler Gemeindeverband 
und dem Fachverband der 
leitenden Gemeindebe-
diensteten Tirols (FLGT) 
unterstützt wird. 

Sie möchten bei der 
zweiten Umstellungs-
phase von Tirol 2.0 im 
Herbst 2011 dabei sein? 
Senden Sie eine
E-Mail an
tirol2.0@kufgem.at
Wir nehmen umgehend 
mit Ihnen Kontakt auf.


